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1
Einführung 

Die entwickelten Industriestaaten sehen
sich aufgrund des generellen Trends stei-
gender Lebenserwartung und sinkender
Geburtenraten einer zukünftig älter wer-
denden und schrumpfenden (Erwerbs-)
Bevölkerung gegenüber. In der Folge müs-
sen die wirtschaftlich-technologischen
Entwicklungen zunehmend von älteren
ArbeitnehmerInnen gestaltet werden. Zu-
dem gilt neben der Erhöhung der Produk-
tivität und einer Ausweitung der Frauen-
erwerbsarbeit die verstärkte Integration 
älterer ArbeitnehmerInnen in die Erwerbs-
arbeit als Mittel der Wahl, um die prognos-
tizierte Schrumpfung des Erwerbsperso-
nenpotenzials abzufedern. Der Druck auf
eine stärkere Integration älterer Arbeitneh-
merInnen in das Erwerbsleben erhöht sich
zusätzlich dadurch, dass aus rentenfinanz-
politischen Erwägungen heraus eine Anhe-
bung der (Regel-)Altersgrenzen für den
Renteneintritt in jüngster Zeit in mehreren
Staaten – so auch in Großbritannien, Japan
und Deutschland – erfolgt ist bzw. geplant
wird.

Der doppelte Handlungsdruck auf die
Arbeitsmarktpolitik steht in einem Span-
nungsverhältnis zu den Ausgliederungs-
prozessen und Beschäftigungsrisiken älte-
rer ArbeitnehmerInnen am Arbeitsmarkt,
die sich vor allem in einem überdurch-
schnittlichen Arbeitslosigkeitsrisiko und
einer unterdurchschnittlichen Erwerbsbe-
teiligung ausdrücken. Im EU- und OECD-
Raum sind ältere ArbeitnehmerInnen im-
mer wieder als mehr oder minder große
Problemgruppe am Arbeitsmarkt charak-

übergestellt werden mit Großbritannien
und Deutschland ein marktliberaler und
ein konservativ-korporatistischer Wohl-
fahrtsstaat, Japan wird als „hybrider“ Mix
aus liberalem und konservativ-korporati-
stischem Wohlfahrtsstaat gewertet und
nimmt damit eine Mittelstellung zwischen
den beiden anderen Staaten ein (Esping-
Andersen 1990, 1997, 1999).

2
Demografischer Wandel
und Arbeitsmarkt – 
Die Ausgangssituation

Die demografischen Entwicklungen treffen
in Großbritannien, Japan und Deutschland
nicht auf einen „altersneutralen“ Arbeits-
markt, sondern es sind jeweils spezifische
Segmentierungen und gravierende alters-
bezogene Arbeitsmarktrisiken zu konsta-
tieren.

Arbeitsmarktpolitik für ältereArbeitnehmerInnen
im Wohlfahrtsstaatenvergleich

Frerich Frerichs

Als Reaktion auf die demografischen Herausforderungen, die sich für den Arbeitsmarkt stellen, sind in jüngerer Zeit in zahlreichen west-
lichen Industriestaaten arbeitsmarktpolitische Handlungsansätze für ältere ArbeitnehmerInnen entwickelt worden. In den begleiten-
den Debatten wird bisher wenig Bezug auf die zugrunde liegenden, unterschiedlichen wohlfahrtsstaatlichen Strukturen genommen und
stattdessen im Sinne eines „one size fits all“-Ansatzes oft davon ausgegangen, dass sich die jeweiligen Programmatiken im Sinne eines
„active ageing“ einander annähern sollten. Der folgende Beitrag stellt demgegenüber die Eigenlogiken der Wohlfahrtsstaatensysteme 
heraus und analysiert kritisch die daraus hervorgehende, je spezifische Form der Bekämpfung der Arbeitsmarktprobleme älterer Ar-
beitnehmerInnen.

terisiert und als Verfügungsmasse in ar-
beitsmarktpolitischen Krisensituationen
instrumentalisiert worden (ETUI 2002;
Maltby et al. 2004).

Vor diesem Hintergrund haben sich
vielfältige arbeitsmarktpolitische Hand-
lungsansätze herausgebildet, die auf eine
stärkere Integration älterer Arbeitnehme-
rInnen in das Erwerbsleben abzielen. In ak-
tuellen Bestandsaufnahmen werden diese
Ansätze oft als beispielhafte best-practice-
Modelle herausgestellt und es wird relativ
unbesehen von einer Übertragbarkeit auf
andere Staaten ausgegangen (Taylor 2002,
2006; Bertelsmann Stiftung/BDA 2003;
OECD 2006a; Prager/Schleiter 2006). Sys-
tematische und analytisch-vergleichende
Studien, die die bestehenden Unterschiede
in der arbeitsmarktpolitischen Ausrich-
tung vor dem Hintergrund wohlfahrts-
staatlicher Handlungstypen zu erklären
versuchen und sich die Frage stellen, ob
sich aus dem demografischen Handlungs-
druck tatsächlich eine Konvergenz der Po-
litikmuster ergeben kann, sind dagegen
eher selten.

Im Folgenden sollen daher exempla-
risch die Entwicklungsmuster der aktiven
Arbeitsmarktpolitik für ältere Arbeitneh-
merInnen in Großbritannien, Japan und
Deutschland auf Basis von kontrastiven
Fallstudien verglichen und die unter-
schiedlichen wohlfahrtsstaatlichen Leis-
tungsprofile analysiert werden.1 Dadurch
soll die Spannbreite der möglichen arbeits-
marktpolitischen Antworten auf die demo-
grafischen Herausforderungen aufgezeigt
und gleichzeitig verdeutlicht werden, mit
welchen je spezifischen Chancen und Risi-
ken für ältere ArbeitnehmerInnen diese
einhergehen. Der Wohlfahrtsstaatenver-
gleich ist hierbei bipolar angelegt: Gegen-
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2.1 GROßBRITANNIEN: ALTERUNG
UND ARBEITSMARKTBEDINGTE 
INAKTIVTÄT

In Großbritannien trifft das Altern der 
Erwerbsbevölkerung – den vorliegenden
Prognosen zufolge steigt der Anteil der 
50- bis 64-Jährigen an der Erwerbsbevöl-
kerung von 27 % im Jahr 2000 auf 32 % im
Jahr 2020 (Barham 2002) – auf Beschäfti-
gungsverhältnisse von älteren Arbeitneh-
merInnen, die durch einen zunehmenden
Wechsel von einer unbefristeten Vollzeit-
erwerbsarbeit in Teilzeitbeschäftigung,
selbstständige Tätigkeiten und befristete
Beschäftigungsformen gekennzeichnet sind
(Hirsch 2003). Dies kann als Zeichen für
die auf dem britischen Arbeitsmarkt wir-
kenden Beschäftigungshürden für ältere
ArbeitnehmerInnen gewertet werden, die
nicht zuletzt aus ihrem durchschnittlich
sehr viel niedrigeren Qualifikationsniveau
resultieren. In Großbritannien sind zudem
infolge wirtschaftlicher Strukturkrisen die
Erwerbsquoten älterer ArbeitnehmerInnen
in den 1970er, 1980er und 1990er Jahren
stark zurückgegangen, und auch die Alters-
arbeitslosigkeit war ausgeprägt (Walker
2002). Aufgrund des seit Ende der 1990er
Jahre anhaltenden Wirtschaftsaufschwungs
ist diese zwar wieder auf einen niedrigen
Stand gesunken und auch die Erwerbsquo-
ten der 55- bis 59-jährigen Männer haben
mit ca. 75 % und die der gleichaltrigen
Frauen mit ca. 60 % wieder ein höheres Ni-
veau erreicht (OECD 2004a); dennoch liegt
weiterhin ein erhebliches Maß an arbeits-
marktbedingter Inaktivität bei älteren Ar-
beitnehmerInnen vor, die sich insbesonde-
re im Bezug von Erwerbsunfähigkeits-
renten sowie in einer verfestigten Langzeit-
arbeitslosigkeit ausdrückt (Frerichs/Taylor
2005). Zudem spiegeln die Alterserwerbs-
quoten nicht den hohen Grad an Teilzeit-
beschäftigung wider; bei Umrechnung auf
Vollzeiterwerbsquoten liegt die Erwerbsbe-
teiligung bedeutend niedriger (OECD
2004b).

2.2 JAPAN: ALTERUNG, 
SCHRUMPFUNG UND BETRIEBLICHE
ALTERSGRENZEN

Japan ist durch einen rapiden Alterungs-
prozess in der Arbeitswelt gekennzeichnet:
Im Jahr 2020 werden bereits rd. 45 % der
Erwerbsbevölkerung zwischen 45 und 64
Jahre alt sein (AEDSC 2002). Zudem zeich-
net sich Japan gegenüber Deutschland und

Großbritannien durch einen sehr früh,
nämlich bereits ab 2007 einsetzenden
Schrumpfungsprozess in der (Erwerbs-)
Bevölkerung aus (MHLW 2005). Dieser de-
mografischen Entwicklung steht in Japan
ein stark segmentierter Arbeitsmarkt ge-
genüber. Zum einen besteht ein Kernseg-
ment der „lebenslangen Beschäftigung“, in
dem vorwiegend männliche Beschäftigte in
Großbetrieben tätig sind und das sich
durch gute Aufstiegs- und Qualifizierungs-
möglichkeiten, der Partizipation an Sozial-
leistungen des Betriebs und vor allem
durch eine weitgehende Beschäftigungsga-
rantie bis zum Erreichen der betrieblichen
Altersgrenzen auszeichnet (Araki 2002;
Casey 2006). Den vorliegenden Schätzun-
gen zufolge liegt der Anteil zwischen 20 %
und 30 % aller Beschäftigten (Pascha 2003).
Doch bereits in diesem Kernsegment 
herrscht eine altersdiskriminierende Praxis
vor: Nach Erreichen der stark institutiona-
lisierten betrieblichen Altersgrenzen – über
90 % der Betriebe praktizieren dieses Sys-
tem, die Altersgrenzen sind in der Regel auf
60 Jahre festgelegt (MHLW 2005) – erfolgt
der Transfer in Unternehmensbereiche mit
weitgehend ungesicherten und deutlich ge-
ringer vergüteten Beschäftigungsverhält-
nissen (Seike 2001; Casey 2006). Diesem
Kernsegment des Arbeitsmarktes steht ein
ohnehin stark von ungesicherten Beschäf-
tigungsformen geprägter Sektor gegenüber,
mit dem ältere Erwerbstätige in besonde-
rem Maße konfrontiert sind. Sie werden
mit zunehmendem Alter deutlich häufiger
auf eine selbstständige Tätigkeit verwiesen
und befinden sich weitaus öfter in Teilzeit-
beschäftigung: Nahezu ein Viertel der 60-
bis 64-jährigen Arbeitnehmer und fast die
Hälfte der gleichaltrigen Arbeitnehmerin-
nen sind teilzeitbeschäftigt (OECD 2001).
Dieser Status bringt in Japan eine deutlich
schlechtere arbeitsrechtliche Stellung und
einen überproportional niedrigen Lohn
mit sich (AEDSC 2002; Shire 2003).

In Japan sind zwar in der Vergangenheit
die Erwerbsquoten der älteren Arbeitneh-
merInnen auf hohem Niveau relativ stabil
geblieben, allerdings zeichnet sich auch
hier in der Gruppe der 60- bis 64-Jährigen
ein sukzessiver Rückgang ab (AEDSC
2002). Im Zuge der seit Beginn der 1990er
Jahre andauernden Rezessionsphase ist zu-
dem die Altersarbeitslosigkeit auf für japa-
nische Verhältnisse ungewöhnlich hohe
Werte von rd. 5 % für 55- bis 59-jährige
und von 10 % für 60- bis 64-jährige Män-
ner angestiegen (AEDSC 2002). Nicht ent-

halten darin ist das hohe Maß an Unterbe-
schäftigung älterer ArbeitnehmerInnen in
den Betrieben (Waldenberger 2003).

2.3 DEUTSCHLAND: ALTERUNG UND
NIEDRIGE ERWERBSBETEILIGUNG 

Der Alterungsprozess der Erwerbsbevölke-
rung ist in Deutschland ebenfalls sehr aus-
geprägt – der Anteil der 50- bis 64-Jährigen
an der Erwerbsbevölkerung steigt von 30 %
im Jahr 2000 auf 39 % im Jahr 2020 –, al-
lerdings ist erst in mittelfristiger Perspekti-
ve – ab dem Jahr 2020 – mit einem Rück-
gang der Erwerbsbevölkerung zu rechnen
(Statistisches Bundesamt 2003). Auf dem
Arbeitsmarkt zeigt sich eine deutliche ge-
schlechts- und qualifikationsspezifische
Segmentierung für ältere ArbeitnehmerIn-
nen. So sind nahezu 55 % der 55-jährigen
und älteren weiblichen, aber nur rd. 10 %
der gleichaltrigen männlichen Erwerbstäti-
gen in Westdeutschland teilzeitbeschäftigt
(Hoffmann/Walwei 2002). Diese Beschäfti-
gungsform geht zwar nicht mit einem ge-
nerell schlechteren arbeitsrechtlichen Sta-
tus wie in Japan einher, bewirkt aber den-
noch deutlich geringere Aufstiegs- und
Verdienstchancen. Die Integration in Er-
werbsarbeit ist zudem stark nach Quali-
fikationsstufen segmentiert, und die da-
raus resultierende Benachteiligung niedrig
Qualifizierter nimmt mit dem Alter deut-
lich zu. Während z. B. in der Gruppe der
50- bis 64-Jährigen die Diskrepanz in der
Erwerbsbeteiligung zwischen der niedrig-
sten und der höchsten Qualifikationsstufe
mehr als 30 Prozentpunkte beträgt, liegt
diese bei den ArbeitnehmerInnen in der
Altersgruppe von 25 bis 49 Jahren nur bei
knapp 20 Prozentpunkten (OECD 2003).
Infolge wirtschaftlicher Strukturkrisen und
zusätzlich durch den Sondereffekt der Wie-
dervereinigung sind die Alterserwerbsquo-
ten bis Mitte/Ende der 1990er Jahre vor al-
lem bei den Männern stark gesunken. Erst
in jüngerer Zeit zeichnet sich wieder ein
leichter Anstieg ab. Dieser relativiert sich
allerdings sehr stark vor dem Hintergrund
der hohen Arbeitslosenquoten, die in den
Altersgruppen von 50 bis 54 Jahren und
von 55 bis 59 Jahren bei rd. 16 % (Männer)
bzw. rd. 17 % (Frauen) liegen (BA 2003).

Die skizzierten Arbeitsmarktrisiken
und -segmentierungen erschweren eine
verstärkte Nutzung des Arbeitskraftpoten-
zials älterer ArbeitnehmerInnen, die vor
dem Hintergrund der Alterung der Er-
werbsbevölkerung und der Anhebung der
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Altersgrenzen erforderlich wäre. Die zum
Teil erst später einsetzende Schrumpfung
des Erwerbspersonenpotenzials bringt zu-
dem noch keine angebotsbedingte Entlas-
tung des Arbeitsmarktes mit sich, sodass
auch nicht von einem demografisch be-
dingten Automatismus beim Abbau von
Arbeitsmarktrisiken ausgegangen werden
kann.

3
Aktive Arbeitsmarktpolitik
für ältere Arbeitnehmer-
Innen im Wohlfahrtsstaat 

Die aufgezeigten Entwicklungstendenzen
bezüglich der Alterung und Schrumpfung
der Erwerbsbevölkerung und die Arbeits-
marktprobleme älterer ArbeitnehmerIn-
nen, die diesen gegenüberstehen, sind auf
Ebene der staatlichen Arbeitsmarktpolitik
in allen drei Ländern erst seit jüngerer Zeit
Gegenstand von Reformüberlegungen.
Versuche, über die Anhebung der Alters-
grenzen Einfluss auf die Steigerung der Er-
werbsquoten und das faktische Renten-
zugangsalter zu nehmen, reichen zwar bis
Anfang der 1990er Jahre zurück, sie sind
aber wesentlich auf rentenfinanzpolitische
Überlegungen zurückzuführen. Zusehends
wird jetzt deutlich, dass ergänzend hierzu
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen er-
griffen werden müssen, wenn den demo-
grafischen Herausforderungen wirkungs-
voll begegnet werden soll.

Im Vereinigten Königreich ist von der
Labour-Regierung erstmals im Jahr 2000
mit dem Strategie-Papier „Winning the
Generation Game“ explizit auf die demo-
grafischen Herausforderungen im Bereich
der Arbeitsmarktpolitik Bezug genommen
worden (Cabinet Office 2000). Ein Teil der
dort getroffenen insgesamt 75 (!) arbeits-
marktpolitischen Handlungsempfehlun-
gen wird in dem im gleichen Jahr einge-
führten New Deal 50plus aufgegriffen. In
mehreren aufeinander folgenden program-
matischen Papieren – insbesondere in dem
im Jahr 2002 vorgelegten Grünbuch zur Al-
tersvorsorge (DWP 2002a ) und zuletzt im
Jahr 2006 mit dem „New Deal for Welfare –
Empowering People to work“ (DWP 2006)
– werden die daraus hervorgegangenen
Maßnahmen weiterentwickelt.

In Deutschland fand im Jahr 2001 mit
der gemeinsamen Erklärung des Bündnis-
ses für Arbeit und Wettbewerbsfähigkeit

ein Paradigmenwechsel statt, der auf einen
Ausbau aktiver arbeitsmarktpolitischer
Instrumente und einen Stop des bisherigen
Frühverrentungstrends abzielte (Gemein-
same Erklärung 2001). Ihren ersten sicht-
baren Ausdruck fand dieser Richtungs-
wechsel im Job-AQCTIV-Gesetz, das im
darauffolgenden Jahr verabschiedet wurde.
Im Zuge der Hartz-Reformen wurden
mehrere neue Instrumente zur Beschäfti-
gungsförderung älterer ArbeitnehmerIn-
nen aufgelegt – allerdings eingebunden in
eine generelle Neuausrichtung der Arbeits-
marktpolitik, die Problemgruppen eher 
benachteiligte (Abschnitt 3.2). Den bishe-
rigen Schlusspunkt bildet die 2006 verkün-
dete „Initiative 50plus“ des Arbeitsministe-
riums, die bestehende arbeitsmarktpoliti-
sche Ansätze für ältere ArbeitnehmerInnen
zu bündeln und zu erweitern sucht (BMAS
2006).

In Japan wird mit dem im Jahr 2000
vorgelegten Weißbuch zur Arbeitsmarkt-
politik verstärkt auf die demografischen
Herausforderungen aufmerksam gemacht
und ein längerer Verbleib im Erwerbsleben
gefordert (Ministry of Labour 2000).
Bereits im Jahr zuvor waren mit dem 
„9. Maßnahmenprogramm zur Stabilisie-
rung der Beschäftigung und zur Schaffung
neuer Beschäftigungsmöglichkeiten“ Be-
fürchtungen hinsichtlich möglicher negati-
ver Auswirkungen der Bevölkerungsalte-
rung auf die wirtschaftliche Prosperität
geäußert worden, und es wurde die Ziel-
stellung vorgegeben, eine „altersfreie“, das
heißt nicht altersdiskriminierende Arbeits-
markt- und Beschäftigungspolitik zu errei-
chen (Iwata 2002). Im Weißbuch zur Ar-
beitsmarktpolitik aus dem Jahr 2005 wird
schließlich auf das Hineinwachsen der ja-
panischen Baby-Boom-Generation in ren-
tennahe Jahrgänge verwiesen und auf die
daraus hervorgehenden Anforderungen an
eine altersgerechte Gestaltung der Arbeits-
welt aufmerksam gemacht (MHLW 2005).

Bereits an dieser Stelle muss darauf
hingewiesen werden, dass die arbeits-
marktpolitischen Programmatiken in ihrer
Stoßrichtung deutlich voneinander abwei-
chen. Während die Labour Regierung in
Großbritannien im Wesentlichen auf die
Aktivierung arbeitsmarktferner Gruppen
in der älteren Erwerbsbevölkerung abzielt,
sieht sich Deutschland vor die Herausfor-
derung gestellt, in Anbetracht der bereits
vollzogenen Altersgrenzenanhebung diese
Entwicklung auch arbeitsmarktpolitisch
„einzuholen“ und nimmt ältere Arbeitneh-

merInnen generell in den Fokus. Japan hin-
gegen steht angesichts des gravierenden 
Alterungsprozesses in der Erwerbsbevölke-
rung der Situation gegenüber, auf die zu-
nehmende Betroffenheit älterer Arbeitneh-
merInnen von betrieblichen Altersgrenzen
zu reagieren und zugleich die hohe Alters-
arbeitslosigkeit zu bekämpfen.

3.1 ARBEITSMARKTPOLITISCHE
MAßNAHMEN IM VERGLEICH 

Der aktiven Arbeitsmarktpolitik kommt ei-
ne zentrale Rolle zu, die durch den demo-
grafischen Wandel geforderte stärkere Nut-
zung der Humanressourcen älterer Arbeit-
nehmerInnen sicherzustellen. Die folgen-
den vergleichenden Analysen zielen darauf,
die wesentlichen Unterschiede und Ge-
meinsamkeiten der arbeitsmartkpoliti-
schen Maßnahmen für ältere Arbeitneh-
merInnen in Großbritannien, Japan und
Deutschland herauszustellen und in wohl-
fahrtsstaatliche Handlungsmuster einzu-
ordnen.

ARBEITSVERMITTLUNG 

Das Arbeitslosigkeitsregime in Großbri-
tannien zeichnet sich durch eine starke
Konzentration auf sanktionsbewährte Ver-
mittlungsaktivitäten aus. In den ersten
sechs Monaten der Arbeitslosigkeit bleiben
ältere Arbeitslose dabei nach wie vor von
aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men ausgeschlossen und sind auf die allge-
meine Vermittlung im Rahmen der Job-
centrePlus verwiesen sowie in zeitlich eng
hintereinander geschaltete Beratungsge-
spräche und verpflichtende Aktivitäten zur
Arbeitssuche eingebunden. Vermittlungs-
anstrengungen für ältere Arbeitslose wer-
den im Rahmen von „job entry targets“ for-
mal zwar höher bewertet, das strikte Ver-
mittlungsregime bringt allerdings auch das
Risiko der Vermittlung in niedrig qualifi-
zierte, schlechter entlohnte Jobs mit gerin-
gen Aufstiegsmöglichkeiten mit sich (At-
kinson et al. 2003). Zudem gelten die An-
zahl und insbesondere die Qualifizierung
des Beratungspersonals in der Arbeitsver-
mittlung als verbesserungsbedürftig, und
es liegt eine relativ hohe, die Kontinuität
der Beratung infrage stellende Personal-
fluktuation vor (Comptroller and Auditor
General 2004). Nach sechsmonatiger Ar-
beitslosigkeit können ältere Arbeitslose da-
gegen im Rahmen des New Deal 50plus
und bei länger als 18 Monate anhaltender
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Die Problematik in der Förderung der
beruflichen Weiterbildung älterer Arbeit-
nehmerInnen in der Bundesrepublik liegt
nicht primär in fehlenden Angeboten, son-
dern in deren Ausgrenzung aus den beste-
henden Maßnahmen: Nur rd. 5 % aller
TeilnehmerInnen an diesen Maßnahmen
waren im Jahr 2003 50 Jahre und älter, ob-
wohl deren Anteil an den Arbeitslosen im
selben Zeitraum bei 25 % lag (BA 2004).
Zum einen wirkt hier die langjährige Früh-
verrentungspolitik weiter fort, die in den
Augen der Arbeitsverwaltung Qualifizie-
rungsmaßnahmen für ältere Arbeitslose
wenig lohnend erscheinen lässt. Zum an-
deren ist hierfür die im Zuge der Hartz-Re-
formen eingeführte neue Geschäftspolitik
der Bundesagentur für Arbeit verantwort-
lich zu machen, die sich an hohen und von
älteren Arbeitslosen in der Regel nicht zu
erreichenden Eingliederungsquoten von
70 % für die Gewährung von Fördermit-
teln orientiert (Expertenkommission 2004;
OECD 2005). Allerdings ist auch für die
Bundesrepublik zu konstatieren, dass das
ehemals sehr hohe Niveau an Weiterbil-
dungsförderung stark reduziert worden ist
und sich zusehends auf kurzfristige Maß-
nahmen konzentriert. Gesondert einge-
führte Förderungen für die betriebliche
Weiterbildung älterer ArbeitnehmerInnen
in Klein- und Mittelbetrieben, die einen
eher präventiven Charakter tragen, konn-
ten bisher noch keine Wirksamkeit entfal-
ten (Sproß/Eichhorst 2005).

In Japan ist aufgrund der auf die be-
triebliche Beschäftigungssicherung ausge-
richteten Arbeitsmarktpolitik die Weiter-
bildungsförderung für ältere Arbeitslose
weitgehend defizitär. Dies steht im Gegen-
satz zu der Tatsache, dass für die in der letz-
ten Dekade stark angestiegene Zahl der äl-
teren Arbeitslosen die mangelnde Transfe-
rierbarkeit von betrieblich erworbenen
Qualifikationen im Erwerbsverlauf ein
schwerwiegendes Beschäftigungs- und Ein-
gliederungshemmnis darstellt (Naganawa
2002). Lediglich im Rahmen der allgemei-
nen Weiterbildungsförderung und auf ei-
nem sehr niedrigen finanziellen Niveau ste-
hen älteren Arbeitslosen Qualifizierungs-
angebote zur Verfügung. Hierbei mangelt
es zudem an einer Steuerung zwischen den
angebotenen Maßnahmen und dem tat-
sächlichen Arbeitsmarktbedarf (Higuchi
2004). Die betriebsbezogene Weiterbildung
wird in Japan seit 1998 im Rahmen des
„Education and training benefit“ indivi-
duell mit relativ geringen Beträgen geför-

werbungs- und Berufslaufbahnberatung
(Naganawa 2002; OECD 2004c). Es fehlen
insbesondere Vermittlungsangebote für äl-
tere Langzeitarbeitslose oder niedrig qua-
lifizierte ältere Arbeitslose, etwa in Form
von Profiling-, Trainings- oder mobilitäts-
fördernden Maßnahmen. Insgesamt muss
die Vermittlungsarbeit für ältere Arbeits-
lose daher als stark segmentierend gewer-
tet werden.

BERUFLICHE QUALIFIZIERUNG

Qualifizierungsmaßnahmen und die För-
derung lebenslangen Lernens nehmen so-
wohl in Großbritannien als auch in
Deutschland auf der programmatischen
Ebene einen hohen Stellenwert ein. In
Großbritannien ist allerdings in der Rea-
lität nur eine gering entwickelte Angebots-
struktur bezogen auf die Qualifizierungs-
förderung von (älteren) Arbeitslosen aus-
zumachen. Die im Rahmen des New Deal
50plus gezielt für ältere Arbeitslose ge-
währten „training grants“ sind finanziell
mit Fördersummen von rd. 2.400 € nur re-
lativ gering ausgestattet. Und sie werden
auch nur für Qualifizierungen gewährt, die
nach Arbeitsaufnahme erfolgen. In der
Konsequenz nehmen nur rd. 5 % aller Teil-
nehmerInnen des Programms New-Deal
50plus entsprechende Fördermöglichkei-
ten in Anspruch (DWP 2002b). Im Rah-
men des Work based Learning for Adults
(WBLA) wird des Weiteren eine Mischung
aus kurzen Trainings- und längeren Wei-
terbildungsmaßnahmen für alle Arbeitslo-
sen angeboten. Mit jährlichen Teilnehmer-
eintritten von 60.000 Personen bleibt diese
Fördermaßnahme aber deutlich hinter den
bundesrepublikanischen Zahlen zurück:
Im Jahr 2003 – also bereits nach Einsetzen
der Förderreduzierung im Zuge der Hartz-
Reformen – betrugen die jährlichen Ein-
tritte in Trainings- und Weiterbildungs-
maßnamen zusammengenommen immer
noch rd. 1,2 Mio. Personen (Frerichs/Tay-
lor 2005). Auch die niedrigere Arbeitslo-
senquote im Vereinigten Königreich ver-
mag diesen Unterschied nicht zu erklären.
Die Teilnehmerquoten von älteren (Lang-
zeit-)Arbeitslosen liegen beim WBLA mit
rd. 17 % zwar relativ hoch, den vorliegen-
den Befunden zufolge partizipieren sie je-
doch weniger an den umfangreicheren
Weiterbildungsmaßnahmen in diesem
Programm, die eine bessere Vermittlung in
qualifizierte Tätigkeiten gewährleisten
(DfEE 2001).

Arbeitslosigkeit auch im Rahmen des New
Deal 25plus besondere und zum Teil
wöchentlich verfügbare Beratungsangebo-
te und Assessments in Anspruch nehmen,
die zudem als Schlüssel zu weiteren För-
deraktivitäten wie Qualifizierungspro-
grammen und Einkommenszuschüssen
fungieren. Vor dem Hintergund des hohen
Bestandes an Erwerbsunfähigen versucht
die britische Regierung seit jüngerer Zeit
des Weiteren, Anreize und Fördermöglich-
keiten für eine Wiedereingliederung in das
Erwerbsleben für diese Gruppe zu ent-
wickeln (DWP 2003, 2006). Diese arbeits-
marktpolitischen Interventionen erfolgen
aber eher zögerlich und auf einem niedri-
gen finanziellen und materiellen Niveau
(Frerichs/Taylor 2005).

Auch in Deutschland weist die Arbeits-
vermittlung und -beratung der lokalen Ar-
beitsagenturen bezogen auf die – gesetzlich
verankerte – verstärkte Unterstützung von
Problemgruppen noch erhebliche Defizite
auf. Zwar sind mit der Durchführung von
Profiling-Maßnahmen prinzipiell gute
Möglichkeiten gegeben, den Vermittlungs-
prozess besser auf Bedürfnisse und Mög-
lichkeiten älterer Arbeitsloser abzustellen.
Die gegenwärtig noch unzureichenden
Personalressourcen wirken dem aber ge-
nauso entgegen wie die geschäftspolitische
Zielsetzung der Bundesagentur für Arbeit
(BA) in Richtung auf einen schnellen Ein-
gliederungserfolg (OECD 2005, 2006b;
Deutscher Bundestag 2006). Diese Ge-
schäftspolitik führt zu sogenannten „Crea-
ming-Effekten“, das heißt, in der Regel wird
die Vermittlung auf ein jüngeres bzw. leich-
ter zu vermittelndes Klientel ausgerichtet
(Schütz/Oschmiansky 2006). Die ebenfalls
als vermittlungsaufschließendes Instru-
ment – aber auch als Kontrollelement zur
Überprüfung der Arbeitsbereitschaft – ein-
geführten Trainingsmaßnahmen zeigen
ebenfalls einen deutlichen Altersbias (BA
2004).

Angesichts der in der letzten Dekade
drastisch gestiegenen Arbeitslosigkeit un-
ter den älteren ArbeitnehmerInnen
kommt auch in Japan der Arbeitsvermitt-
lung für diese Zielgruppe eine hohe Be-
deutung zu. Besondere Vermittlungsakti-
vitäten für ältere Arbeitslose sind aller-
dings primär auf höher qualifizierte und
infolge des Erreichens der betrieblichen
Altersgrenzen bzw. der Versetzung in un-
geschützte Beschäftigungsverhältnisse ar-
beitslos gewordene ältere Fachkräfte aus-
gerichtet und umfassen zumeist nur Be-
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dert. 55-jährige und ältere Arbeitnehme-
rInnen sind aber – nicht zuletzt wegen der
vorherrschenden betrieblichen Altersgren-
zen – mit einer Teilnahmequote von 9 %
nur stark unterproportional in diesen
Maßnahmen vertreten (OECD 2004c).

LOHNSUBVENTIONIERUNG UND
EINKOMMENSZUSCHÜSSE 

In Deutschland stellen Lohnsubventionen
in Form von Eingliederungszuschüssen ein
traditionell stark ausgebautes Instrument
der aktiven Arbeitsmarktpolitik dar. Hier-
bei gelten zudem besondere Förderbestim-
mungen für ältere Arbeitslose ab 50 Jahren
mit Förderdauern von derzeit maximal
drei Jahren und degressiv gestalteten För-
dersummen in Höhe von maximal 50 %
des berücksichtigungsfähigen Arbeitsent-
geltes. Im Zeitraum der letzten Jahre ist die-
ses Förderinstrument zudem weiter ausge-
baut worden und es werden derzeit rd.
150.000 Förderfälle pro Jahr registriert (BA
2004). Eine derartige Förderstruktur und 
-intensität der Lohnsubventionierung ist in
Großbritannien nicht vorzufinden. Im
Rahmen des New Deal 50plus existieren
keine, im Rahmen des New Deal 25plus nur
sehr begrenzte Möglichkeiten zur Ge-
währung von Lohnsubventionen für ältere
Arbeitslose. Lohnsubventionen für ältere
Arbeitslose werden auch in Japan, z. B. im
Rahmen des „Subsidy for Employment De-
velopment for Special Type of Job-Seeker“,
gezahlt (Iwata 2002). Die Förderzahlen ge-
hen aber ebenfalls nicht über einige Tau-
send Personen hinaus, das genannte För-
derprogramm ist zudem finanziell sehr be-
schränkt (Othake 2004).

Diese Förderleistungen bleiben weit
hinter den Unterstützungszahlungen zu-
rück, die die japanische Regierung Arbeit-
nehmerInnen gewährt, die noch in den Be-
trieben beschäftigt sind, die aber im Zuge
des Erreichens betrieblicher Altersgrenzen
Lohneinbußen hinnehmen müssen. Ak-
tuell werden mit diesem „Employment
Continuation Benefit for the Aged“ jähr-
lich rd. 140.000 ältere ArbeitnehmerInnen
mit einer Fördersumme von insgesamt 
rd. 1 Mrd. € subventioniert, die Bezugs-
dauer liegt mit zwei Jahren relativ hoch
(Iwata 2002; OECD 2004c). Die Maßnah-
me stellt im Prinzip eine staatliche Subven-
tionierung der betrieblichen Ausgliede-
rungspraxis („teinen“) dar. Lohneinbußen
bei den älteren ArbeitnehmerInnen wer-
den – wenigstens zum Teil – kompensiert,

wenn die Wieder- bzw. Weiterbeschäfti-
gung in demselben Betrieb, aber in sehr viel
geringer entlohnten Tätigkeiten erfolgt.

Auch in Großbritannien sind als zen-
trales Instrument des New Deal 50plus Ein-
kommenszuschüsse in Form des Employ-
ment Credits eingeführt worden, diese wer-
den aber im Gegensatz zu Japan nur bei
Einstellung von älteren Arbeitslosen ge-
währt. Mit diesen steuerfreien Zuschüssen
zum Erwerbseinkommen in Höhe von rd.
385 € pro Monat und für die Dauer von ei-
nem Jahr sind im Zeitraum der ersten drei
Jahre rd. 120.000 ältere Arbeitslose geför-
dert worden. Strukturell wird mit den För-
dergegebenheiten die Aufnahme einer
niedrig entlohnten Tätigkeit präjudiziert,
und in der Folge lagen mehr als zwei Drit-
tel der vermittelten Arbeitsplätze auf dem
untersten Qualifikationsniveau mit sehr
niedrigen Einkommen (Moss/Arrowsmith
2003). In Deutschland sind bezeichnender-
weise Einkommenszuschüsse für ältere Ar-
beitnehmerInnen in Form der Entgeltsi-
cherung erst relativ spät eingeführt wor-
den, da es starken Widerstand gegen die
Etablierung eines Niedriglohnsektors gab
und gibt. In der jetzigen Form2 wird für die
Dauer des Restanspruches auf Arbeitslo-
sengeld ein Zuschuss zum Arbeitsentgelt in
Höhe von 50 % der monatlichen Differenz
zum vorherigen Nettoentgelt gezahlt. Die
damit angestrebte Absenkung des Reserva-
tionslohnes ist aber angesichts sehr gerin-
ger Förderzahlen bisher ohne großen Er-
folg geblieben (Brussig et al. 2006).

SCHAFFUNG ÖFFENTLICH 
GEFÖRDERTER 
ARBEITSGELEGENHEITEN 

Trotz des stärkeren Interventionsgrades der
Labour-Regierung gegenüber der konser-
vativen Vorgängerregierung sind Maßnah-
men zur öffentlich geförderten Arbeits-
platzbeschaffung in Großbritannien bisher
die Ausnahme geblieben und nicht auf äl-
tere Arbeitslose zugeschnitten. Im Rahmen
der New Deal-Programme werden diese 
lediglich für arbeitslose Jugendliche ange-
boten und haben eher einen die Arbeitsbe-
reitschaft kontrollierenden Charakter. Ins-
gesamt besteht nach wie vor aufgrund ge-
nereller arbeitsmarktpolitischer Erwägun-
gen, die aus Bedenken gegen die staatliche
Subventionierung von Arbeitsplätzen re-
sultieren, eine große Reserviertheit gegen-
über diesem Maßnahmetyp (Frerichs/Tay-
lor 2005).

Nachfrageorientierte Strategien zur Ar-
beitsplatzbeschaffung sind dagegen in
Deutschland nicht nur generell wesentlich
stärker ausgeprägt, sie weisen auch seit je-
her eine spezifische Ausrichtung auf ältere
Erwerbslose als besondere Problemgruppe
am Arbeitsmarkt aus. Allerdings ist auch
hier infolge der Neuausrichtung der Ge-
schäftspolitik der Bundesanstalt für Arbeit
auf Maßnahmen mit schnellen Vermitt-
lungserfolgen und im Rahmen eines „akti-
vierenden“ Vermittlungsregimes die För-
derung drastisch reduziert worden. Die Be-
standszahlen sind von mehr als 300.000 auf
unter 140.000 gesunken, wobei ältere Ar-
beitslose nicht zuletzt aufgrund der länge-
ren Förderdauer anteilsmäßig zusehends
stärker in diesen Maßnahmen vertreten
sind (BA 2004). Im Rahmen der Über-
führung von Arbeitslosen in das Förderre-
gime des SGB II nach einjähriger Arbeits-
losigkeit sind ersatzweise befristete Ar-
beitsgelegenheiten, sogenannte Ein-Euro-
Jobs, geschaffen worden, die im Vergleich
zu ABM-Maßnahmen eine deutlich gerin-
gere Laufzeit und nur eine sehr geringe
Aufstockung des bedarfsgeprüften Arbeits-
losengelds II mit sich bringen. Hier schlägt
sehr deutlich eine Re-Kommodifizierungs-
tendenz in der arbeitsmarktpolitischen
Förderung durch.

In Japan werden immer wieder ad-hoc
Notfallmaßnahmen zur Arbeitsplatzbe-
schaffung, wie z. B. der 2001 eingeführte
„Special Emergency Grant for Employ-
ment Creation“ und das bereits im Jahr
1999 geschaffene Förderprogramm zur
Schaffung von Arbeitsplätzen in Wachs-
tumsbranchen („Special Grants for Crea-
ting Employment in New and Growth Sec-
tors“), aufgelegt. Für ältere Arbeitslose 
werden in diesen Programmen aber in der
Regel nur einmalige und geringe Förderbe-
träge gezahlt (Iwata 2003; Othake 2004).
Hier ist ebenso wie in Großbritannien der
Interventionsgrad eher gering zu bewerten.

3.2 AKTIVE ARBEITSMARKTPOLITIK –
KEINE KONVERGENZ DER SYSTEME 

Die mit der Alterung und teilweise auch
Schrumpfung der Erwerbsbevölkerung
einhergehenden Veränderungen auf dem

2 Im Rahmen der angeführten „Initiative 50plus“
der Bundesregierung ist eine Modifizierung der
Entgeltsicherung durch die Einführung eines über-
greifenden Kombilohnmodells geplant.
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Arbeitsmarkt führen in den Untersu-
chungsländern zu einer Intensivierung der
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für
ältere ArbeitnehmerInnen. Ebenso wie
aber in der Vergangenheit der länderüber-
greifende säkulare Trend zur Frühverren-
tung von Spezifika des jeweiligen Wohl-
fahrtsstaates bestimmt war (vgl. hierzu
jüngst noch Ebbinghaus 2006), ist auch
diese arbeitsmarktpolitische Neuausrich-
tung von divergenten wohlfahrtsstaatli-
chen Strategien geprägt. Auch die in allen
drei Ländern zu beobachtende Tendenz hin
zu einer stärker „aktivierenden“ Ausrich-
tung der Arbeitsmarktpolitik kann nicht
über die weiterhin bestehenden zentralen
wohlfahrtsstaatlichen Unterschiede hin-
wegtäuschen.

Im britischen, marktliberalen Ansatz ist
nach wie vor nur in sehr begrenztem Rah-
men – was sowohl den finanziellen Um-
fang als auch die Breite der Maßnahmen
angeht – eine aktive Arbeitsmarktpolitik
für ältere ArbeitnehmerInnen anzutreffen.
Es kommt zwar auf den ersten Blick zu
Ausweitungen und Innovationen, die ins-
besondere mit der Progammatik des New
Deal 50plus verbunden sind. Doch trotz der
im New Deal 50plus zusammengefassten
bzw. intensivierten Beratungs-, Vermitt-
lungs-, und Qualifizierungsmaßnahmen
sind die Fördermöglichkeiten für ältere Ar-
beitnehmerInnen im Bereich der berufli-
chen Qualifizierung, der Wiedereingliede-
rungshilfen und der beruflichen Rehabili-
tation nur gering ausgebaut. Hierin spiegelt
sich ungebrochen eine auf die Marktkräfte
und die Eigenverantwortung der Arbeitsu-
chenden ausgerichtete Förderpolitik wider.
Von einem Richtungswechsel – etwa hin zu
einem stärker sozialdemokratisch-univer-
salistisch geprägten System – kann daher
trotz des höheren Aktivierungsgrades und
der verstärkten Ausrichtung auf die Be-
kämpfung sozialer Ausgrenzungen nicht
gesprochen werden.

In Deutschland ist zwar weiterhin ein
breites Maßnahmenspektrum mit zum Teil
hohen finanziellen Aufwendungen für
Lohnsubventionen älterer Arbeitsloser und
für die Entwicklung neuer Programmele-
mente, wie z. B. die betriebliche Weiterbil-
dungsförderung für ältere Beschäftigte und
die Entgeltsicherung, vorhanden. Aller-
dings bestehen zum einen – als Spätwir-
kung des Frühverrentungsgeschehens –
weiterhin strukturelle Ausgrenzungen älte-
rer ArbeitnehmerInnen aus Fördermaß-
nahmen fort – so insbesondere in der För-

derung der beruflichen Weiterbildung. Die
aktive Arbeitsmarktpolitik für ältere Ar-
beitnehmerInnen ist so gesehen immer
noch von der konservativ-korporatisti-
schen Richtungsentscheidung zur Ange-
botsreduzierung geprägt. Zum anderen hat
auch der Richtungswechsel hin zu einer
„aktivierenden“ Arbeitsmarktpolitik ten-
denziell zu einer Ausgrenzung insbesonde-
re von schwer vermittelbaren älteren Lang-
zeitarbeitslosen geführt, und zwar vor al-
lem in den Vermittlungsaktivitäten der
Agenturen für Arbeit, den Trainings- und
Qualifizierungsmaßnahmen und durch
den Abbau von Arbeitsplatzbeschaffungs-
maßnahmen.

In Japan wird weiterhin versucht, über
die staatliche Förderung der Weiterbe-
schäftigung im Betrieb – bzw. der Subven-
tionierung betrieblicher Altersgrenzen –
die Integration älterer ArbeitnehmerInnen
in die Erwerbsarbeit sicherzustellen. Durch
dieses auch als „staatsinterventionistisch“
zu kennzeichnende Vorgehen unterschei-
det sich Japan stark von liberalen Wohl-
fahrtsstaaten, die nur sehr gering interve-
nieren. Diesem relativ hohen Aktivitäts-
grad in der betrieblichen Beschäftigungssi-
cherung der vorwiegend männlichen
Kernbelegschaften im System der „lebens-
langen Beschäftigung“ stehen unterent-
wickelte Vermittlungs-, Qualifizierungs-
und Wiedereingliederungshilfen für ältere
Arbeitslose gegenüber. In der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik wird dem Problem der
offenen Arbeitslosigkeit damit nur unzu-
reichend begegnet. Dies belegt die Konti-
nuität der „hybriden“ Mischform der japa-
nischen Arbeitsmarktpolitik für ältere 
ArbeitnehmerInnen, die Interventions-
ansätze seitens des Staates mit starken
Marktelementen kombiniert.

4
Ausblick – Neue Arbeits-
marktrisiken für ältere 
ArbeitnehmerInnen 

Der demografische Wandel in der Er-
werbsarbeit determiniert noch keineswegs
einen arbeitsmarktpolitischen Automatis-
mus hin zu einer verstärkten Förderung 
der Beschäftigungsfähigkeit und Arbeits-
marktintegration älterer Arbeitnehme-
rInnen. Im Gegenteil: Vor dem Hinter-
grund spezifischer Unterschiede der Wohl-
fahrtsstaatsregime reagiert die Arbeits-

marktpolitik im Rahmen ihrer jeweiligen
Systemlogik auf die Herausforderungen,
und es entstehen spezifische neue Gefähr-
dungen der Lebenslage älterer Arbeitneh-
merInnen.

In Deutschland ist angesichts der An-
hebung der Altersgrenzen und des Abbaus
sozialer Unterstützungsleistungen bei Ar-
beitslosigkeit ein hoher existenzieller Druck
auf die Erwerbstätigkeit im Alter ausgeübt
worden. Sozialverträgliche Ausgliederungs-
pfade für Problemguppen – insbesondere
für ältere, gesundheitlich eingeschränkte
Arbeitslose oder niedrig Qualifizierte –
existieren kaum noch. Ältere Beschäftigte,
die aufgrund von betriebsbedingten Kün-
digungen, Betriebsaufgabe und ähnlichen
Faktoren arbeitslos werden, müssen dem
Arbeitsmarkt damit länger zur Verfügung
stehen. Wenn sie aber weder qualifikato-
risch noch gesundheitlich dazu in die Lage
versetzt werden, besteht die Gefahr, dass die
ohnehin schon hohe Dauer des Verbleibs in
Arbeitslosigkeit weiter verlängert wird. Die
derzeit an Konzepte der Aktivierung und
zugleich an hohen Eingliederungsquoten
orientierte Arbeitsmarktpolitik in Deutsch-
land grenzt ältere Arbeitslose derzeit aber
noch tendenziell aus Vermittlungs-, Trai-
nings- und Qualifizierungsmaßnahmen
aus.

In Japan ist von einer weiteren Zunah-
me irregulärer Beschäftigungsformen für
ältere ArbeitnehmerInnen in Form von
Teilzeitarbeit und befristeten Arbeitsver-
hältnissen mit niedrigem Lohn- und Absi-
cherungsniveau auszugehen. Hierfür ist
nicht nur die absehbare Fortführung der
Praxis betrieblicher Altersgrenzen im Zu-
sammenwirken mit dem demografisch be-
dingten Angebotsdruck verantwortlich zu
machen. Hinzu kommt vielmehr, dass auch
staatlicherseits die Altersgrenzen für die
bisher als Kompensation zur betrieblichen
Ausgliederungspraxis gewährten Sonderal-
tersrenten seit dem Jahr 2001 sukzessive
von 60 auf 65 Jahre angehoben werden.

In Großbritannien zeichnet sich eine
Verschärfung der ohnehin hohen sozialen
Ungleichheit unter den älteren Arbeitneh-
merInnen ab. Hier sind bereits jetzt dieje-
nigen, die von den Betrieben mit Hilfe der
betrieblichen Altersvorsorge ausgegliedert
werden, deutlich besser gestellt als die 
älteren Arbeitslosen, die auf die niedrige
und stärker als in Deutschland bedarfsge-
prüfte Arbeitslosenunterstützung angewie-
sen sind. Die geplante Erschwerung des Zu-
gangs bei Erwerbsunfähigkeitsrenten dürf-
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te zukünftig bei wieder ansteigender Ar-
beitslosigkeit den Bestand an älteren Lang-
zeitarbeitslosen deutlich erhöhen und die-
se Segmentierungen auf dem Arbeitsmarkt
weiter verstärken.

Kurzschlüssige Argumentationsfigu-
ren, die etwa aus dem hohen Beschäfti-
gungsstand der älteren japanischen oder
englischen ArbeitnehmerInnen auf erfolg-

reiche arbeitsmarktpolitische Maßnah-
metypen schließen und deren Übertragung
propagieren, verkennen die weiter beste-
henden Arbeitsmarktrisiken und sind eher
kontraproduktiv. Die Systemdivergenzen
schließen ein „policy-borrowing“ im Sinne
der Übernahme einzelner arbeitsmarkt-
politischer Programmpakete zwar nicht
grundsätzlich aus. Dieses wäre allerdings

sehr viel voraussetzungsvoller, als es bisher
in der arbeitsmarktpolitischen Landschaft
diskutiert wird. Und es setzt die Reflektion 
des jeweiligen wohlfahrtsstaatlichen Ge-
samtkontextes und der damit einhergehen-
den, je spezifischen Arbeitsmarktrisiken
voraus.
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Über „Hartz“ hinaus – Stimmt die Richtung in der 
Arbeitsmarktpolitik?

Fachtagung des Projektverbunds Monitor Arbeitsmarktpolitik

29./30. März 2006 in Berlin

Eine Zwischenbilanz fünf Jahre nach „Hartz“ sowie die von der Politik auf die Tagesordnung gesetzte Neugestaltung der Arbeits-
marktpolitik setzen ein Gespräch darüber voraus, welche Risiken Arbeitsmarktpolitik unter veränderten ökonomischen und sozia-
len Bedingungen bearbeiten kann und soll. Die Debatte über vorliegende Befunde der Wirkungsforschung ist dafür eine Grundlage.
Im Mittelpunkt der Tagung steht jedoch nicht die Vermittlung der Evaluationsergebnisse. Das Anliegen ist vielmehr, über eine 
kritische Auseinandersetzung mit den Evaluationsbefunden zu einer Diskussion über Ziele, Funktionen und Aufgaben der
Arbeitsmarktpolitik und über die Anforderungen an die Wirkungsforschung zu kommen.

Programm

I. Wandel der Funktion von Arbeitsmarktpolitik
Bernd Reissert (Gründungsrektor der Hochschule der Bundesagentur für Arbeit),
Jürgen Kühl (ehemals IAB und Wirtschafts- und Arbeitsministerium Thüringen), Alexandra Wagner (FIA)

II. Arbeitsmarktpolitik und Existenzsicherung
Werner Eichhorst (IZA), Irene Becker (Uni Frankfurt/M.), Judith Aust (WSI)

III. Arbeitsmarkpolitik in zwei Regelkreisen
Hugh Mosley (WZB), Johannes Jakob (DGB), Till Müller-Schoell (WSI)

IV. Mehr als FbW – Qualifizierung in der Arbeitsmarktpolitik
Edgar Sauter (Anerkennungsbeirat der BA, früher Bibb), Siegfried Schmauder (Bundesverband der Träger 
beruflicher Bildung), Volker Baethge-Kinsky (SOFI)

V. Reflexion – Zukunft der Arbeitsmarktpolitik
Rolf Schmachtenberg (BMAS, angefragt), Matthias Knuth (IAQ, angefragt), Anne Ames (BAG der Erwerbsloseninitiativen),
Moderation: Erika Mezger (HBS)

Weitere Informationen im Internet unter: www.monapoli.de
Anmeldung: Christian Baum, Hans-Böckler-Stiftung, Hans-Böckler-Str. 39, 40476 Düsseldorf, 0211/7778-123


